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„DDR" wirbt um Auslandsgäste
OS. Es gibt für die „DDR" viele Gründe, 

künftig verstärkt um den Besuch durch 
Gäste aus dem westlichen Ausland zu 
werben. Man verspricht sich durch ein 
Ansteigen der Touristenzahl aus dem 
kapitalistischen Ausland einen Zufluß an 
harten Devisen, die von der Regierung 
heute dringender denn je benötigt wer­
den. Zum anderen aber spielen auch poli­
tische Erwägungen bei den Bemühungen 
eine Rolle, Mitteldeutschland für Reisende 
aus dem Westen attraktiv zu machen.

Die SED hat seit einiger Zeit erkannt, 
daß die Mauer in Berlin durchaus kein 
innerdeutsches Problem geblieben ist, son­
dern daß auch unter der Bevölkerung der 
westeuropäischen Staaten diese Mauer 
aus Betonplatten und Stacheldraht zu 
einem Stein des Anstoßes geworden ist, 
der alle Bemühungen, für die „Friedens­
politik der DDR" zu werben, sehr er­
schwert.

Mit dem Versuch, künftig mehr Be­
sucher aus westlichen Staaten als bisher 
nach Ost-Berlin und nach Mitteldeutsch­
land zu locken, sind gleichzeitig auch Be­
strebungen verbunden, die Mauer im Be­
wußtsein der Völker zu bagatellisieren. 
Schon seit längerer Zeit ist aus der „DDR"- 
Presse zu entnehmen, daß die SED größtes 
Interesse daran hat, gerade Bürger west­
licher Staaten zu einer Reise nach Ost- 
Berlin zu veranlassen, um ihnen die 
Mauer aus Ost-Berliner Perspektive vor­
führen zu können.

Für die jetzt verstärkt anlaufende Wer­
bung für die Berlin-Touristik sind im letz­
ten halben Jahr im Gelände der Mauer die 
Voraussetzungen geschaffen worden. Die 
Planierungsarbeiten und der Abriß von 
Häusern an der Sektorengrenze im Sperr­
gebiet dienten nicht nur dazu, eine bes­
sere Kontrolle der Mauerzone im Hinblick 
auf mögliche Fluchtversuche zu sichern, 
sondern sollten auch die Möglichkeit zu 
jener erstrebten Verniedlichung der 
Mauer schaffen. An einigen Stellen wurde 
bereits damit begonnen, der Mauerzone 
auf östlicher Seite durch gärtnerische An­
lagen wenigstens optisch ihren brutalen 
Charakter zu nehmen.

Vor allem jene Punkte an der Mauer, 
an die von den Ost-Berliner Fremdenfüh­
rern Besucher aus dem Ausland geführt 
werden, sollen. den Anschein erwecken, 
als handele es sich im Grenzbereich gegen­
über West-Berlin um Stadtteile, wie sie 
auch in jeder anderen Stadt Europas zu 
finden sind. Da die Besucher aus dem Aus­
land aber nur zu bestimmten, sorgsam 
präparierten Punkten des Mauerbereichs 
Zutritt haben, können sie weder die über 
130 Wachtürme entdecken, die rund um 
West-Berlin zur Verhinderung der Flucht 
errichtet wurden, noch die heute vorhan­
denen 150 Laufvorrichtungen für Wach­
hunde, die jeden Versuch zur Flucht an 
Stellen, wo die bewaffnete Grepo nicht die 
genügende Kontrollmöglichkeit besitzt, zu 
einem Risiko machen sollen.



Man begnügte sich in Ost-Berlin nicht 
nur damit, die Mauer an den Punkten für 
die ausländischen Gäste „menschlicher“ 
zu machen, sondern schulte auch politische 
Fremdenführer, damit sie an der Mauer 
mit einer entsprechenden Argumentation 
eingesetzt werden können. Die Zahl der­
jenigen, die für die Betreuung westlicher 
Besucher Ost-Berlins ausgebildet wurden, 
geht bereits in die Hunderte. Eine im ZK 
der SED neu geschaffene Abteilung hat 
die Aufgabe erhalten, den Verkehr mit 
westlichen Ausländern in die erwünschten 
Bahnen zu leiten.

Die Regierung in Ost-Berlin legt größ­
ten Wert darauf, alle Bürger westlicher 
Staaten, die — aus welchem Grund auch 
immer — die Zone durchreisen oder be­
suchen, zu einem Aufenthalt in der 
„Hauptstadt der DDR" zu veranlassen. 
Das „Reisebüro der DDR" hat bereits An­
fang 1964 Weisung von der Regierung er­
halten, sich der Berlin-Touristik besonders 
anzunehmen.

Es ist aber nicht allein Aufgabe des 
staatlichen Reisebüros, für den Besuch 
Ost-Berlins zu werben, auch die diversen 
„Freundschaftsgesellschaften" für Staaten 
des Westens haben Weisung erhalten, 
sich in diese Werbung einzuschalten. An 
erster Stelle steht dabei die „Deutsch- 
Nordische Gesellschaft in der DDR“, die 
bisher hauptsächlich für die Teilnahme an 
der Ostseewoche in Rostock in den skan­

dinavischen Ländern Werbung trieb. Ge­
rade an einem Besuch Ost-Berlins und der 
Zone durch Gäste aus Schweden, Däne­
mark und Norwegen ist der „DDR"-Regie- 
rung viel gelegen, weil man in diesen 
Ländern die Chance zu günstigen An­
sprechversuchen auch auf der politischen 
Ebene vermutet.

Die Ost-Berlin-Besuche nicht unmaß­
geblicher Politiker aus Frankreich, die in 
letzter Zeit zu verzeichnen waren, haben 
dazu geführt, daß auch die von der SED 
ins Leben gerufene „Deutsch-Französische 
Gesellschaft" ihre Touristen-Werbung in 
Frankreich wesentlich verstärkt. Da^ 
Gleiche gilt für die Niederlande und Bel™ 
gien, mit denen die „DDR" verstärkte 
Handelsbeziehungen ahstrebt.

Die neue Aktion, künftig den Besucher­
strom aus dem westlichen Ausland zu 
verstärken, soll einer politischen Aufwer­
tung der „DDR" dienen. Man läßt sich in 
Ost-Berlin diese Aktion auch etwas 
kosten. So sind nicht nur die Finanzmittel 
für die Werbung im westlichen Ausland 
wesentlich erhöht worden, es wurden auch 
Bemühungen eingeleitet, um neue Hotels 
für die Unterbringung der westlichen 
Gäste schaffen zu können. Als besondere 
Schwerpunkte sind Dresden, Potsdam und 
Rostock vorgesehen. Diese Planung um­
faßt einen Zeitraum bis zum Jahre 1970. 
Für 1964 sind die Möglichkeiten noch 
sehr beschränkt.

Störenfriede
OS. Der Ausspruch des US-Außenmini- 

sters RUSK, 17 Jahre Spannung hätten be­
wiesen, „daß Spannung nicht an die Wie­
dervereinigung Deutschlands heranführt", 
sind von der SED mit sichtbarer Begeiste­
rung aufgenommen worden. Allerdings 
ging diese Begeisterung von einer be­
wußten Fehlinterpretation des Zitats aus: 
man unterstellte einfach, der Westen habe 
sich damit schuldig bekannt, diese Span­
nungen verursacht zu haben. Mit diesem 
Kunstgriff waren die Ausführungen 
RUSKs in eine „Selbstkritik" verwandelt 
worden, wie sie von mittleren kommuni­
stischen Parteischulen als Lehrfach ge­

geben wird. In Wirklichkeit jedoch hattJ 
RUSK mit einem sehr deutlichen Hinweis 
auf die Entwicklung der „DDR" und den 
Beistandspakt zwischen Moskau und Ost- 
Berlin darauf verwiesen, daß die kommu­
nistische Deutschlandpolitik „große und 
potentiell gefährliche Fragen" aufwerfe.

Die Umdrehung der Ausführungen 
RUSKs ist an sich schon ein Beweis dafür, 
wer Spannungen erzeugt. Derjenige, der 
Entspannung will, bedarf der Fälschung 
nicht. Aber das sei nur am Rande ver­
merkt.

Niemand wird bezweifeln, daß der neue 
Pakt zwischen Moskau und Ost-Berlin 
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neue Spannungselemente geschaffen hat, 
indem er versucht, die kommunistische 
Forderung nach drei Staaten auf deut­
schem Gebiet verschärft in den Raum zu 
stellen. Seit Abschluß des Vertrages ist 
kein Tag vergangen, an dem nicht Pankow 
durch Provokationen, Veröffentlichungen 
in Presse und Rundfunk oder gar durch 
Reden des Walter ULBRICHT versucht 
hätte, diesem Anspruch Geltung zu ver­
schaffen. Von Schießereien an der Grenze 
bis hin zu Drohungen gegen die Verbin­
dungswege Berlins, von Diffamierungen 
der Bundesrepublik bis zu offenen Ein- 

tanischungsversuchen reichte die Skala der 
'Bemühungen Pankows, jede wirkliche Ent­
spannung zu verhindern.

Moskau hatte sicherlich vielerlei 
Gründe, warum es sich gerade im gegen­
wärtigen Zeitpunkt darauf einließ, den 
Walter ULBRICHT durch den Moskauer 
Vertragsabschluß aufzuwerten. Einer die­
ser Gründe war, mit seiner Hilfe die wan­
kenden Reihen der europäischen Staaten 
der Volksdemokratie wieder auf Vorder­
mann zu bringen. Daß ULBRICHT aber 
diese Aufwertung sofort und sehr ent­
schieden dazu ausnutzen würde, die 
Spannungen in Deutschland zu verschär­
fen, mußte in Moskau ein einkalkuliertes 
Risiko sein. Es gibt für die Sowjets, die 
nach wie vor in Entspannung machen, 
kein Argument, mit dem sie belegen könn­
ten, diese Entwicklung nicht voraus­
gesehen zu haben. ULBRICHT hat jedes

Moskauer Signal für .Freie Fahrt' so aus­
gelegt, um in seiner Deutschlandpolitik 
die Lage zu verschärfen. Das liegt in sei­
nem ureigensten Interesse. Er weiß, daß 
Perioden der Entspannung und Auflocke­
rung seine Positionen untergraben — im 
Inneren wie nach draußen. Deshalb hat er 
stets und zu allen Zeiten, in denen Moskau 
die Kette locker ließ, das Abenteuer und 
die Provokation gewählt. Ein Moskauer 
Berlin-Ultimatum entlockte ihm bekannt­
lich schon einmal den Ausspruch, daß ihm 
der Konfliktfall lieber sei als auch nur 
der Status quo in. der deutschen Haupt­
stadt.

„Große und potentiell gefährliche Fra­
gen", wie Dean RUSK es formulierte, wer­
den in der Tat durch den neuerlichen 
Freibrief Moskaus für ULBRICHT aufge­
worfen. Wenn Moskau in seiner Be­
satzungszone den Walter ULBRICHT mit 
allen Mitteln am Ruder hält, ist das — in 
gewisser Hinsicht — seine Sache. Wenn 
es aber diesem Manne die Möglichkeit 
einräumt, eine verschärfte Politik in 
Deutschland, verbunden mit einem gestei­
gerten Kalten Krieg der Propaganda und 
Infiltration, vom Zaune zu brechen, dann 
wird eine Sache daraus, die die ganze 
Welt angeht. Moskau kann kaum die Ehr­
lichkeit seiner Entspannungspolitik damit 
beweisen, daß es dem Chef der SED in 
Ost-Berlin Freifahrkarten in eine Zukunft 
am Rande internationaler Konflikte aus­
stellt.

„Wie stet’s mit Eurer Freiheit?"
Eine Nachlese zum Pfingsttreffen der FDJ

OS. Das Pfingsttreffen der FDJ in Ost- 
Berlin hat schon in seinem Grundtenor 
gezeigt, daß sich die Zeiten gewandelt 
haben: Zog man in den fünfziger Jahren 
nach Berlin, um die deutsche Hauptstadt 
(gemeint waren die Westsektoren) zu 
„stürmen", stand diesmal die Defensive 
bereits am Anfang. Man wollte die Mauer 
rechtfertigen und zum Ausdruck bringen, 
daß sich die mitteldeutsche Jugend damit 
abgefunden habe. Die Einladung an die 
Jugend der Bundesrepublik, um die stark 

geworben wurde, stand unter dem Motto 
der Anerkennung der Spaltung als einer 
Realität, mit der man sich ebenso abzu­
finden habe. Der Vergleich zu früheren 
Treffen zeigt also, daß man zunächst ein­
mal zurückgesteckt hat, was man damals 
auch nach wenigen Stunden tun mußte, als 
die mitteldeutschen Jugendlichen der Füh­
rung entglitten und in West-Berlin eigene 
Eindrücke zu sammeln begannen.

Das konnten sie diesmal sicher nicht, 
aber in Ost-Berlin gab es neben zusam­
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mengezogenen Jungkommunisten aus der 
Bundesrepublik Tausende junger und 
älterer Menschen, die sich der FDJ als 
Diskussionspartner anboten und das Tref­
fen wieder zu einer Begegnung machten. 
Das war zum Teil von den Veranstaltern 
als Test so gewünscht, zum Teil mußte 
es auch von ihnen als unumgängliche Be­
gleiterscheinung hingenommen werden. 
Den Agitatoren war von ihrer Führung 
ein deutlicher Hinweis gegeben worden, 
wie sie aufzutreten hätten: „Man merke 
sich vor", so hieß es, „daß es immer gut 
ist, abstrakt zu sprechen; denn in konkre­
ten Dingen läßt sich der Gegner zuviel 
einfallen."

Nun, mit der abstrakten Diskussion 
über Gesellschaftssysteme und historische 
Gesetze kam man nicht aus. Die SED- 
Presse selbst bot ein Bild davon, daß kon­
krete Fragen gestellt wurden und nicht zu 
umgehen waren.

Mit welchen Mätzchen dabei die Ju­
gendlichen abgespeist wurden, zeigte das 
„Neue Deutschland". Harald WESSEL, 
Mitglied des Redaktionskollegiums des 
Blattes, antwortete auf die Frage nach 
der „Beschränkung der Freiheit" in der 
„DDR": „Nach unserer Meinung besteht 
geistige Freiheit vor allem darin, mit 
Sachkenntnis entscheiden zu können." 
Selbst wenn man diese verschrobene 
Definition des Begriffes „geistige Freiheit" 
einmal anerkennen .würde, — wer kann 
in der Zone „mit Sachkenntnis entschei­
den"? Eigentlich niemand! Der gewöhn­
liche Bürger hat keine Informationsfrei­
heit, die ihm Sachkenntnis bringen 
könnte, und die kleine Gruppe von Par­
tei- und Staatsfunktionären, die sich un­
eingeschränkt informieren kann, hat 

ideologische Scheuklappen, die ihnen die 
„geistige Freiheit“ verwehren. Mit der 
„geistigen Freiheit", wie sie das „Neue 
Deutschland" meint, ist es also nichts.

Auf dem Vorwurf einer Abiturientin aus 
Wuppertal, in der Zone werde „alles 
organisiert", antwortet WESSEL mit dem 
läppischen Hinweis, daß „bei uns kein 
Mensch auf die Idee kommen würde, zum 
Beispiel einem Mädchen sozusagen offi­
ziell einen Freund zu organisieren". Ab­
gesehen davon, daß auch das schon vor­
gekommen ist —r besonders, wenn es sich 
um die Verhinderung von Freundschaften 
über die Zonengrenze hinweg handelte —’ 
auf die zahlreichen Versuche der Partei, 
auch das Persönlichste zu „organisieren", 
um es unter Kontrolle zu bekommen, geht 
WESSEL gar nicht ein.

Und dann der unvermeidliche Gerhart 
EISLER. Nach ihm wird der freie Reise­
verkehr der Zonenbürger nicht dadurch 
behindert, daß „wir Furcht hätten, daß 
unsere Bürger, wenn sie im Ausland sind, 
nicht mehr zurückkehren", sondern weil 
„man unser Geld dort (im westlichen Aus­
land) nicht annimmt". Nun wird die 
Zonenmark bekanntlich auch in allen Ost­
blockstaaten einschließlich der Sowjet­
union „nicht angenommen", und doch 
können die Zoneneinwohner dorthin 
reisen. Auch die Ungarn, Tschechen und 
Polen können in die Bundesrepublik rei­
sen, obgleich diese ihr Geld ebenfalls 
„nicht annimmt". EISLER müßte sich schon 
etwas Gescheiteres einfallen lassen, um 
die Angst ULBRICHTs vor einem wirklich 
freien Reiseverkehr in den Augen wesl^ 
deutscher Jugendlicher einigermaßen 
glaubhaft verteidigen zu können.

Bezirkliche Nachrichten:
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